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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 7/69 - der Fern- 
meldesekretärin Gertrud Vulhop, Osnabrück, 

Bevollmächtigter: RA Otto-Heinz Beckmann und Dr. 

Jürgen Riedel, Osnabrück 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 33 


(Osnabrück) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 15. Oktober 1961 haben die 
oben bezeichneten Rechtsanwälte im Aufträge 
der Einspruchsführerin Einspruch gegen die Gül- 
tigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag 
im Wahlkreis 33 (Osnabrück) eingelegt. 

Zur Begründung tragen sie vor: 

Die Einspruchsführerin habe Anfang September 
1969 die übliche Wahlbenachrichtigung für die 
Bundestagswahl 1969 erhalten. Als sie am 
23. September in ihrem zuständigen Wahlbüro 
in Osnabrück zwecks Briefwahl vorgesprochen 
habe, sei ihr die Wahlkarte gegen ihren Willen 
abgenommen und erklärt worden, daß sie in der 
Wahlliste wegen geistiger Gebrechen und An- 
ordnung einer Pflegschaft gestrichen worden sei. 
Hiergegen habe die Beschwerdeführerin bei dem 
Wahlkreisleiter für den Wahlkreis 33 (Osna- 
brück) Beschwerde eingelegt. Diese Beschwerde 
sei* durch den Bescheid vom 28. September 1969 
als unbegründet zurückgewiesen worden. 

Aus dem auf Anforderung des Ausschusses über- 
sandten Beschluß des Amtsgerichts Osnabrück 
vom 15. September 1967 und den Akten der 
Stadt Osnabrück ergibt sich folgender Sachver- 
halt: 

Durch den oben genannten Beschluß des Amts- 
gerichts Osnabrück vom 15. September 1967 
wurde für die Einspruchsführerin gemäß §§ 44 
BBG, 1910 BGB, die Pflegschaft zur Vertretung 
in dem gegen sie einzuleitenden Zurruheset- 
zungsverfahren gemäß § 44 BBG angeordnet. 
Zum Pfleger wurde Stadtamtmann Heinemann, 
Osnabrück, bestellt. In den Gründen dieses Be- 
schlusses heißt es: „Aufgrund eines fachärzt- 
lichen Gutachtens des Westfälischen Landeskran- 
kenhauses in Münster ist die Dienstunfähigkeit 
der oben genannten Beamtin festgestellt worden. 
Gegen sie soll aus diesem Grunde das Zurruhe- 
setzungsverfahren gemäß § 44 BBG eingeleitet 
werden. Da die Beamtin an einem paranoiden 
Querulantenwahn leidet, der sich vor allem auf 
ihre dienstlichen Angelegenheiten erstreckt, hat 
das Gericht die Überzeugung gewonnen, daß sie 
nicht in der Lage sein wird, ihre Rechte im Zur- 
ruhesetzungsverfahren zweckentsprechend wahr- 
zunehmen. " 

In der Bestallung des Stadtamtmanns Heinemann 
heißt es: „Sein Wirkungskreis umfaßt die Ver- 


tretung der Pflegebefohlenen in dem gegen sie 
einzuleitenden Zurruhesetzungsverfahren gern. 
§ 44 BBG." 

Auf Anforderung des Kreiswahlleiters für den 
Wahlkreis 33 vom 26. August 1969 zeigte das 
Amtsgericht Osnabrück mit Schreiben vom 
5. September 1969 an, daß über mehrere Perso- 
nen Pflegschaften eingeleitet worden waren. Laut 
Vordruck enthalten die Mitteilungen jeweils: 

„ a) Name, Vorname, Geburtstag, letzte Anschrift 
und 

b) Aufenthalt des Pflegebefohlenen, 

c) Name, Vorname und Anschrift des Pflegers, 

d) Wirkungskreis, 

e) die Pflegschaft ist eingeleitet worden wegen 
geistigen - körperlichen Gebrechens." 

Bei der Einspruchsführerin heißt es zu e): „Die 
Pflegschaft ist eingeleitet worden wegen geisti- 
gen Gebrechens." 

Aufgrund dieser Mitteilung des Amtsgerichts hat 
der Kreiswahlleiter von Amts wegen die Ein- 
spruchsführerin gern. § 20 Abs. 2 der Bundes- 
wahlordnung im Wählerverzeichnis gestrichen. 
Unter Bezugnahme auf die Mitteilung des Amts- 
gerichts Osnabrück vom 5. September 1969 teilte 
der Oberstadtdirektor der Stadt Osnabrück als 
Kreiswahlleiter der Einspruchsführerin mit, sie 
sei wegen geistigen Gebrechens unter Pflegschaft 
gestellt und deshalb vom Wahlrecht zum Bundes- 
tag am 28. September 1969 ausgeschlossen wor- 
den. 

Dieses Schreiben wurde auch dem Pfleger Heine- 
mann zur Kenntnis übersandt, der daraufhin mit 
Schreiben vom 26. September 1969 dem Wahl- 
büro der Stadt Osnabrück zur Kenntnis gab, daß 
der Wirkungskreis der vom Amtsgericht Osna- 
brück angeordneten Pflegeschaft laut Bestallung 
die Vertretung der Einspruchsführerin im Zur- 
ruhesetzungsverfahren gern. § 44 BBG umfasse. 
Aus diesem Grunde sei er nicht befugt, die Ein- 
spruchsführerin in „persönlichen Angelegenhei- 
ten" zu vertreten. 

Die von der Einspruchsführerin eingelegte Be- 
schwerde gegen die Streichung im Wählerver- 
zeichnis wurde vom Kreiswahlleiter für den 
Wahlkreis 33 (Osnabrück) am 25. September 1969 
als unbegründet zurückgewiesen. Zur Begrün- 
durg wird erneut auf die Mitteilung des Amts- 
gerichts Osnabrück vom 5. September 1969 hin- 
gewiesen und festgestellt, die Streichung im 
Wählerverzeichnis sei daher im Wege der Be- 
richtigung von Amts wegen zu Recht erfolgt. 

Die Bevollmächtigten der Einspruchsführerin 
machen geltend, der Pfleger sei ausschließlich 
nach § 44 BBG bestellt worden. Seine Aufgaben 
seien damit allein auf das Zurruhesetzungsver- 
fahren bei der Bundespost beschränkt. Im übri- 
gen sei sowohl die Anordnung der Pflegschaft, 
wie die Untersuchung der Einspruchsführerin 
gegen ihren ausdrücklichen Willen erfolgt. 

Die Bevollmächtigten vertreten die Auffassung, 
es könne unmöglich Sinn des § 13 Nr. 1 des 
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Wahlgesetzes sein, Personen von der Wahl aus- 
zuschließen, für die wegen eines bestimmten be- 
grenzten Komplexes ein Pfleger für die Wahr- 
nehmung der Interessen dieser Person bestimmt 
sei und die sonst voll geschäftsfähig und in der 
Lage seien, ihre persönlichen Verhältnisse selbst 
zu ordnen und zu vertreten. Die angezogene Be- 
stimmung des Wahlgesetzes sei außerdem derart 
allgemein gehalten, daß eine Auslegung für den 
einzelnen Fall erforderlich erscheine. Es müßte 
bezweifelt werden, ob das Amtsgericht bei der 
ihm bekannten Lage des Falles berechtigt gewe- 
sen sei, dem Wahlleiter die für einen ganz be- 
stimmten Komplex angeordete Pflegschaft mitzu- 
teilen. Schließlich ergebe sich die Widersinnigkeit 
des Wahlausschlusses der Einspruchsführerin 
schon daraus, daß nach Beendigung des Verfah- 
rens mit der Bundespost die Pflegschaft und da- 
mit auch automatisch der Ausschluß der Ein- 
spruchsführerin vom Wahlrecht wieder aufge- 
hoben werden müsse. Sie werde dann aber in 
diesem Zeitpunkt geistig genauso zurechnungs- 
fähig sein, wie sie es am Tage der Wahl gewe- 
sen sei. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 
Gemäß § 13 des Bundeswahlgesetzes ist vom Wahl- 
recht ausgeschlossen, wer entmündigt ist oder unter 
vorläufiger Vormundschaft oder wegen geistigen 
Gebrechens unter Pflegschaft steht. 

In § 44 des Bundesbeamtengesetzes (BBG), der das 
Zurruhesetzungsverfahren von Beamten regelt, 
heißt es in Absatz 1 Satz 2: „Ist der Beamte zur 
Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfahren nicht 
in der Lage, so bestellt das Amtsgericht auf Antrag 
des Dienstvorgesetzten einen Pfleger als gesetz- 
lichen Vertreter in dem Verfahren; die Vorschriften 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit für das Verfahren bei An- 
ordnung einer Pflegschaft nach § 1910 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs gelten entsprechend." Aus § 13 
Nr. 1 BWG ergibt sich in Verbindung mit § 1910 
Abs. 2 BGB, daß vom Wahlrecht nur ausgeschlossen 
ist, wer wegen geistigen Gebrechens unter Pfleg- 
schaft steht. Nach § 1910 Abs. 3 BGB kann eine 
Pfegschaft angeordnet werden, wenn der Volljäh- 
rige, der nicht unter Vormundschaft steht, nur für 
eine bestimmte Angelegenheit oder für einen be- 
stimmten Kreis von Angelegenheiten eines beson- 
deren Schutzes bedarf. Die einzelnen Angelegen- 
heiten können sowohl im zivilrechtlichen wie im 
öffentlich rechtlichen Bereich liegen. 

Zu letzteren gehört, auch wenn es sich dabei um 
eine Pflegschaft besonderer Art handeln mag, die 
Pflegschaft nach § 44 Abs. 1 BBG. Zwar wird in die- 


ser Bestimmung lediglich hinsichtlich der Verfah- 
rensvorschriften auf § 1910 BGB verwiesen. Da § 13 
Nr. 1 BWG eine Unterscheidung bei der Anordnung 
der Pflegschaft nach den verschiedenen möglichen 
Bereichen nicht vornimmt, muß dennoch die Pfleg- 
schaft in dem Verfahren betreffend Versetzung in 
den Ruhestand gemäß § 44 Abs. 1 BBG als Pfleg- 
schaft wegen geistigen Gebrechens im Sinne des 
§ 1910 Abs. 2 BGB gewertet werden (vgl. BGB - 
RGRK § 1910 Anm. 5). Dem steht nicht entgegen, 
daß die angeordnete Pflegschaft nach Beendigung 
des Zurruhesetzungsverfahrens wieder aufgehoben 
werden muß. Dasselbe gilt nämlich bei der Anord- 
nung der Pflegschaft zur Vertretung in anderen ein- 
zelnen Angelegenheiten, z. B. der Vertretung im 
Ehescheidungsverfahren. 

Obwohl die Rechtslage gegen die Einspruchsführerin 
spricht, vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß 
die Rechtsfolge aus § 13 Nr. 1 BWG in Verbindung 
mit § 1910 Abs. 2 BGB in Einzelfällen zu nicht ge- 
rechtfertigtem Ausschluß vom Wahlrecht führen 
kann. Da es aber nicht Aufgabe der Wahlprüfung 
sein kann, geltende Gesetze zu überprüfen, hielt es 
der Ausschuß für angebracht, den Bundesminister 
des Innern zu bitten, unverzüglich gesetzgeberische 
oder, wenn diese für ausreichend gehalten werden 
sollten, verwaltungsinterne Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um hier eine hinreichende Klarheit und Rechts- 
sicherheit zu schaffen. 

Schließlich hielt der Ausschuß eine ausdrückliche 
Feststellung, ob eventuell ein Verstoß gegen Wahl- 
rechtsvorschriften vorliegt oder nicht, für überflüs- 
sig, da ein eventueller Verstoß ohne Einfluß auf 
das Wahlergebnis im betroffenen Wahlkreis ge- 
blieben wäre. Das Bundesverfassungsgericht hat in 
einer Entscheidung festgestellt, daß alle Verstöße 
gegen Wahlrechtsbestimmungen von vornherein als 
unerheblich ausscheiden, „die die Ermittlung des 
Wahlergebnisses nicht berühren. Aber auch Wahl- 
fehler, die die Ermittlung des Wahlergebnisses be- 
treffen, können die Beschwerde dann nicht recht- 
fertigen, wenn sie angesichts des Stimmverhältnis- 
ses keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung haben 
konnten." (BundesVerfGE Bd. 4, 370 (372 f.)) 
Aufgrund dieser Feststellungen des Bundesverfas- 
sungsgericht, die nicht nur im Beschwerdeverfahren 
gelten, war der Einspruch als offensichtlich unbe- 
gründet zurückzuweisen, da eine Teilnahme der 
Einspruchsführerin auch hinsichtlich der Zweit- 
stimme keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung 
im Bundestag gehabt hätte. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 

Reditsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — * — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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